Die Demokratie wählt sich ab

Israel erlebt seinen Weimar-Moment. Die neue Regierung ist nicht bloß eine Variante des Rechtspopulismus. Sie ist eine existenzielle Bedrohung für den jüdischen Rechtsstaat.

Von Omri Boehm

Israel steht vor einem Abgrund, und zu viele scheuen noch davor zurück, in diesen Abgrund zu blicken. Zahlreiche Kommentatoren haben das Zustandekommen einer rassistischen, rechtsextremen Regierung in Israel beklagt und vor einer sich abzeichnenden Verfassungskrise gewarnt – tatsächlich aber erlebt Israel einen Weimar-Moment, und das ist nicht metaphorisch gemeint.

Es ist zu verlockend und bequem, den Triumph von Itamar Ben-Gvirs Partei Jüdische Stärke und Bezalel Smotrichs Partei Religiöser Zionismus mit der trüben Welle rechtspopulistischer Parteien zu vergleichen, die sich durch die internationale Politik wälzt. Solche Vergleiche verdunkeln die Situation eher, als sie zu erhellen. Um zu verstehen, mit welchen Möglichkeiten wir nun zu rechnen haben, müssen wir uns klarmachen, worin sich die ultrarechten israelischen Politiker Ben-Gvir und Smotrich von der Italienerin Meloni, dem Ungarn Orbán oder der deutschen AfD unterscheiden. Solche Politiker kennt Israel seit Jahren. Avigdor Lieberman, der aus dem Amt scheidende Finanzminister, hat sich für eine Umsiedlung der Palästinenser ausgesprochen und zum Boykott arabisch-israelischer Geschäfte aufgerufen. Ajelet Schaked, die scheidende Ministerin für Inneres, hat sich in einem Wahlwerbespot mit einem Parfüm namens »Faschismus« besprüht. Sie ist problemlos mit Giorgia Meloni zu vergleichen, der sie zu ihrem Wahlsieg gratulierte: »Die Rechte hat in Italien gewonnen, und die Rechte wird in Israel gewinnen.«

In Israel hat die Ultrarechte gewonnen, nicht aber Ajelet Schaked und ihresgleichen. Denn Ben-Gvir und Smotrich haben die Führung übernommen, und die besetzen ein ganz anderes Terrain. Diese Politiker sind weder Konservative, die zu ethnischen Nationalisten geworden sind, noch rechte Nationalisten, die sich in Populisten verwandelt haben. Sie spielen nicht mit rassistischen »Klischees« oder versäumen es, »Gewalt zu verurteilen«. Sie verfügen selbst über ausgiebige Erfahrungen mit Gewaltanwendung und kündigen auf den Plattformen ihrer Parteien programmatisch einen »totalen Krieg« gegen die Palästinenser im Westjordanland und in Israel an. Die Gebiete sollen ethnisch gesäubert werden: »Der Krieg gegen Israels Feinde wird total sein, ohne Verhandlungen, Konzessionen oder Kompromisse [...]. Die Jüdische Stärke wird sich darum bemühen, Israels Feinde aus unserem Land auszusiedeln.«

Itamar Ben-Gvir hat öffentlich dem Terroristen Baruch Goldstein gehuldigt, der 1994 in eine Moschee in Hebron stürmte und 29 Palästinenser massakrierte. »Eines Tages«, so seine berüchtigte Erklärung, »wird eine Straße nach Goldstein benannt werden.« Auch die Ermordung Izchak Rabins hat er begrüßt, und er rief die Lobbyorganisation ins Leben, die sich für die Freilassung seines Mörders aus dem Gefängnis einsetzt. Er wird nun Minister für Innere Sicherheit und hat den Namen seiner Institution bereits in »Ministerium für Nationale Sicherheit« geändert.

Bezalel Smotrich, der Moderatere der beiden, wurde 2005 vom Inlandsgeheimdienst Schin Bet mit 700 Litern Benzin festgenommen. Er wollte einen Brandanschlag verüben, um Ariel Scharons Abzug aus dem Gazastreifen zu hintertreiben. Smotrichs »Unterwerfungsplan«, der von seiner Partei ratifiziert wurde, fordert die Annexion des Westjordanlands und sieht für die Palästinenser genau drei Alternativen vor: »alle nationalen Bestrebungen aufgeben«, »auswandern« oder »Widerstand leisten« – »und dann wird die israelische Armee schon wissen, was zu tun ist«.

Die erste Möglichkeit würde bedeuten, dass die Palästinenser nur als bloße Einwohner und nicht als Staatsbürger im Westjordanland leben. Im zweiten Fall würden sie durch eine Finanzhilfe beim Wegzug unterstützt werden. Auf die Frage, wie die dritte Option in der Realität aussähe, gab Smotrich zur Antwort: »Wie in der Geschichte Josuas«. Laut dieser biblischen Erzählung eröffnete Josua den »Heiden« unter jüdischer Herrschaft ebenfalls drei Optionen: dem jüdischen Gesetz zu gehorchen, das Land zu verlassen oder getötet zu werden.

Smotrich soll neuer Finanzminister werden. Er verlangte und bekam dafür einen größeren Verantwortungsbereich und wird auch für die Zivilverwaltung zuständig sein – jenen Teil des Militärs, der sämtliche Aspekte des Lebens der Palästinenser und der Siedler im Westjordanland kontrolliert. Das dürfte gleichbedeutend mit der – rechtlichen, nicht nur faktischen – Annexion des Westjordanlandes sein, einschließlich aller gewaltigen rechtlichen und politischen Konsequenzen. Denn von nun an wird dort nicht mehr die isolierte Autorität von Militärgenerälen, sondern die gewählte israelische Regierung die gesetzgebende Gewalt ausüben.

Ultrarechte wie Ben-Gvir wollen die Zweistaatenlösung verhindern.
Der Hauptunterschied zwischen den israelischen Ultrarechten und den bekannten europäischen Populisten besteht darin, dass Erstere ein bewusstes Verhältnis zur Geschichte und zur Gewalt haben. Im Unterschied zu Nationalpopulisten verstehen die revolutionären ultrarechten Aktivisten in Israel die Bedeutung entscheidender historischer Momente und sind bereit, am illegalen Rand zu bleiben, wenn nötig Opfer zu bringen und zu handeln. Ben-Gvir befürwortete Rabins Ermordung nicht, weil er in irgendeinem abstrakten Sinne ein Rassist gewesen wäre. Er unterstützte den Mord an einem demokratisch gewählten Ministerpräsidenten, weil er ihn in diesem kritischen Augenblick der Geschichte für nötig hielt, um eine Zweistaatenlösung zu verhindern.

Wir befinden uns jetzt am nächsten entscheidenden Punkt derselben historischen Entwicklung. Das Manöver, das mit der Zerstörung des Oslo-Friedensprozesses begann, steht kurz vor seiner Vollendung, da Israel das gesamte Territorium kontrolliert, niemand mehr von einer Zweistaatenlösung spricht und mehr als 50 Prozent der Bevölkerung innerhalb der israelischen Grenzen palästinensisch sind. Über diese Zahlen und Grenzen muss man nicht diskutieren: Das ist der Anteil der Palästinenser an der israelischen Bevölkerung. Und die neue Regierung macht keinen Hehl aus ihrer Absicht, etwas dagegen zu unternehmen. Es wäre eine Farce, diese Leute nach unseren liberalen Kategorien zu beurteilen und zu glauben, dass sie eine Gelegenheit zum Handeln auslassen, wenn sie sich ihnen bietet.

Was also ist zu erwarten? Kein brennender Reichstag. Israel hat keine Verfassung, und so braucht es keinen Vorwand, um sie auszusetzen. Da die Palästinenser bereits unter Militärrecht leben und sich Israel seit 1948 offiziell im Ausnahmezustand befindet, besteht die rechtliche Infrastruktur für einschneidende strukturelle Veränderungen schon jetzt. Wir werden besonders auf bewusste Versuche zu achten haben, das Feuer in umstrittenen Gebieten in einer Weise zu schüren, die die zuletzt im Mai 2021 erlebte Art von Gewalt auslöst: Straßenkämpfe zwischen Juden und Palästinensern in gemischten Städten, Auseinandersetzungen im Westjordanland am Rande einer bewaffneten dritten Intifada, einen Feldzug in Gaza.

Ben-Gvir und Smotrich haben von den Geschehnissen im Mai 2021 politisch außerordentlich profitiert, und so sollte uns die Art von Gewalt und von Gesetzgebung vor Augen stehen, die beides nach sich ziehen könnte, da die beiden Männer diesmal die faktische Kontrolle über Netanjahus Regierung ausüben werden. Im Hinblick auf den Mai 2021 hat Israels Polizeipräsident Jaakow Schabtai, den man kaum als Taube bezeichnen kann, Ben-Givr einen »Pyromanen« genannt und ihn als »die für diese Intifada verantwortliche Person« bezeichnet. Diese Person wird jetzt der direkte Vorgesetzte des Polizeipräsidenten. Ethnische Gewalt in gemischten israelischen Städten würde nicht zum Vorwand genommen, um die Rechtsstaatlichkeit auszusetzen. Vielmehr würde die Tatsache ausgenutzt, dass keine Rechtsstaatlichkeit diejenigen schützt, die solchen Schutz am dringendsten bräuchten – das heißt die »Minderheit« –, um sie gewaltsamer zu beherrschen als in der Vergangenheit.

Der israelische Historiker Yuval Noah Harari machte vor einigen Wochen mit der Warnung Schlagzeilen, Israel steuere auf ein »Drei-Klassen-System« zu: Juden mit »vollen Rechten«, Palästinenser mit »einigen Rechten« und andere mit nahezu »keinen Rechten«. Diese Aussage hatte Harari allerdings schon letztes Jahr auf Hebräisch getroffen, und heute hinkt seine Beobachtung einen Schritt hinterher: Ein Staat kann nicht 50 Prozent seiner Bevölkerung nahezu oder komplett rechtlos halten; das »Drei Klassen«-Programm war in Wirklichkeit die Programmlosigkeit früherer Regierungen, die es nicht eilig hatten, die hinfällige Zweistaatenlösung durch etwas Neues zu ersetzen. Die ins Amt kommende Regierung hat sehr wohl ein Programm, und es basiert nicht auf einem »Drei-Klassen-System«.

Es ist wichtig, sich in diesen Tagen daran zu erinnern, dass die Militärherrschaft unter der israelischen Besatzung keine Erfindung von 1967 war. Sie war seit 1948 entwickelt worden, um palästinensische Dörfer und Städte innerhalb der Waffenstillstandslinie zwischen Israel und dem Westjordanland zu kontrollieren, bis diese 1966 abgeschafft wurde. Als Israel 1967 den Gazastreifen und das Westjordanland eroberte, weitete es die vertrauten Methoden auf diese Gebiete aus. Unter dem Vorwand ethnischer Gewalt in israelischen Städten konnten diese halboffiziell wieder dem eigentlichen Land Israel zugeschlagen werden.

»Das Israel, das wir kennen, ist Geschichte«, sagt der Publizist Thomas Friedman.
Ben-Gvir hat nicht nur das Ministerium für Nationale Sicherheit, sondern auch das für die Entwicklung des Negev und Galiläas gefordert und bekommen. Ursprünglich dafür eingerichtet, die abgehängte Peripherie zu fördern, überwacht dieses Ministerium das Leben in Gegenden, die überwiegend von palästinensischen Israelis und Beduinen bewohnt sind. Wie Ben-Givr die Entwicklung dieser Gebiete angehen will, kann man aus dem Umstand ersehen, dass es auch hier bereits einen neuen Namen gibt: »Ministerium für die Entwicklung Galiläas, des Negev und der nationalen Stärke«.

Man wird sich vielleicht fragen, warum Israels Oberstes Gericht diesen Weimar-Moment ermöglicht hat, indem es solche Parteien überhaupt zur Wahl zuließ. In Israel gibt es ein Gesetz der »wehrhaften Demokratie«, welches vorschreibt, dass jede Person, die »in Wort oder Tat« dem Charakter des Landes als »jüdisch und demokratisch« widerspricht, von Wahlen auszuschließen ist. Die Antwort auf unsere Frage liegt in der Sprache des Rechts selbst und darin, wie es vom Gericht angewandt wird.

Bei den letzten Wahlen hätten die Richterinnen und Richter beinahe die palästinensische Partei Balad ausgeschlossen. Als Hauptbeweis gegen sie, den die Präsidentin des Gerichts als »schwerwiegend« bezeichnete, führte das Gericht einen Gesetzesentwurf an, den die Partei der Knesset vorgelegt hatte: »Israel, der Staat all seiner Bürger«. Danach war es keine Überraschung mehr, dass ein Oberster Gerichtshof, der einen Eckpfeiler der Rechtsstaatlichkeit – den Grundsatz, dass ein Staat all seinen Bürgerinnen und Bürgern gehört – als existenzielle Bedrohung ansieht, eine Partei zur Wahl zulassen würde, die zu einem totalen Krieg gegen Israels palästinensische Einwohner und Bürger aufruft.

In einem viel zitierten Artikel schrieb der US-amerikanische Publizist Thomas Friedman: »Das Israel, das wir kennen, ist Geschichte.« Um die Hoffnung aufrechterhalten und eine Opposition gegen Ben-Givr bilden zu können, muss man diese Feststellung ernst nehmen. Der Grundsatz, von dem sich die scheidende Regierung leiten ließ und der auch ihren Weg in die Opposition begleitet, ist die Verpflichtung, die Palästinenserfrage beiseitezuschieben, um das Land zu verteidigen, das wir kennen: die jüdische Demokratie und ihre Rechtsstaatlichkeit.

Diese Strategie verfolgte schon immer eine böse Absicht: Man kann die »Rechtsstaatlichkeit« des Landes nicht bewahren, indem man den schamlosesten Verstoß gegen sie ignoriert – die Tatsache, dass drei Millionen Palästinenser ohne Bürgerrechte seiner Gerichtsbarkeit unterliegen und dass es immer noch auf einem ethnischen Konzept der Staatsbürgerschaft besteht, das Palästinenser innerhalb der Waffenstillstandslinie zu Bürgern zweiter Klasse herabstuft. Weiter an dem Glauben festzuhalten, man könne gegen die neue Regierung Opposition betreiben, ohne das Palästinenserproblem ernsthaft anzugehen, ist an diesem Punkt fatal.

Und nun? Nachdem Meretz, die letzte Bastion des liberalen Zionismus in der israelischen Parteienlandschaft, aus dem Parlament geflogen ist, besteht die Chance, dass sich Israels kleine, aber immer noch einflussreiche liberale Kohorten endlich zu einer echten jüdisch-palästinensischen Zusammenarbeit verpflichten, die auf völliger staatsbürgerlicher Gleichheit zwischen dem Jordan und dem Mittelmeer beruhen würde. Es gibt föderative Visionen für einen binationalen Staat (und nicht nur meine eigene), in dem alle Bürgerinnen und Bürger auf dem gesamten Territorium gleichgestellt wären und jedes Volk nationale Selbstbestimmung als eine separate Autonomie ausüben würde. Derzeit bilden sich erste Allianzen zwischen den geschlagenen liberalen Zionisten und arabisch-israelischen Abgeordneten. Sie verdienen internationale Legitimität und Unterstützung und werden sie dringend benötigen.

Die neue Regierung und ihre Emissäre würden uns zweifellos als Verräter bezeichnen. Die Idee einer föderalen, binationalen Demokratie ist aber jetzt die einzige, und sei es weit hergeholte, Alternative zu den Umsiedlungsfantasien dieser Regierung. Es ist auch die einzige Möglichkeit, an der Idee einer jüdischen Selbstbestimmung festzuhalten, die mit einer Demokratie vereinbar wäre, und den Antisemitismus in einer Form zu bekämpfen, die mit den Menschenrechten in Einklang steht und nicht gegen sie gerichtet ist.
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